
Jahresrückblick 2024
Wie können wir auf ein Jahr zurück blicken, was derart krasse
globale und gesellschaftliche Krisen hervorgebracht hat und
gleichzeitig  –  auch  lokal  in  Potsdam  –  gezeigt  hat,  dass
Politik nicht einmal im Ansatz bereit und in der Lage ist,
diese zu lösen?

Unseren  Jahresrückblick  möchten  wir  deshalb  in  zwei  Teile
gliedern.  In  „Das  Jahr  der  braunen  Fluten“  und  in  „Ein
weiteres  Jahr  der  Immobilienspekulation“.  Beides  hat  mit
Potsdam und seiner Politik zu tun. Eine Stadt für alle ist die
Landeshauptstadt längst nicht.

2024, das bedeutet 75 Jahre provisorisches Grundgesetz und ein
mehrfach gespaltenes Land, Kapitalismus pur, mehr Reichtum für
Wenige und mehr Kosten für Viele. Im Grunde erleben wir die
lange  prophezeite  globale  und  nationale  Krise  der
globalisierten  Ausbeutung  von  Natur  und  Menschen  im
neoliberalistischen  Gewand.  Und  niemand  scheint  darauf
vorbereitet.
Das Jahr brachte neue Präsidenten im Iran und den USA, aber
kein  Ende  der  Kriege  im  Nahen  Osten,  der  Ukraine,  in
Afghanistan, in Kolumbien oder in mehreren Ländern Afrikas.
Die  Liste  der  Haftbefehle  des  internationalen
Strafgerichtshofes (IStGH) ist im November um drei namhafte
Personen angewachsen. Mit Gisèle Pelicot und Julian Assange
standen dieses Jahr wieder zwei herausragende Persönlichkeiten
im  Rampenlicht.  Zwei  Menschen,  die  aufzeigen,  aufklären,
aufrütteln und die Täter öffentlich machen wollen. Die mit
ihren  Beiträgen  existierende  Strukturen  aufzeigen  und
kriminelle  Netzwerker*innen  bestrafen  wollen.

Der aktuelle Welthunger-Index vom Oktober 2024 zeigt, dass der
weltweite Fortschritt bei der Reduzierung des Hungers beinahe
zum Stillstand gekommen ist. Mehr Kinder als je zuvor leben
laut  UNICEF  in  Konfliktgebieten  auf  der  ganzen  Welt  oder
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wurden aus ihrer Heimat vertrieben. 2024 ist global betrachtet
das  erste  vollständige  Kalenderjahr  oberhalb  der  1,5-Grad-
Marke.  Ein  Weltklimagipfel  in  Aserbaidschan  patzte,  eine
Weltnaturkonferenz in Kolumbien verging ohne Ergebnisse. Ein
Bundeskanzler stellt die Vertrauensfrage und verliert diese.
Wie die Politik insgesamt.

Das Jahr der braunen Fluten

Das Jahr begann mit den Enthüllungen des Recherchenetzwerks
Correctiv über ein Rechtsfront -Geheimtreffen in der Potsdamer
Villa Adlon, bei der die massenhafte Abschiebung von Menschen
besprochen worden sein soll. Rechte Netzwerke, die längst das
Image der Schlägertrupps abgelegt haben und die Kulissen des
biederen Potsdams mit seiner ideologischen Rückbesinnung als
Heimstätte empfinden und nutzen. Ein Teil der Beteiligten im
Norden dieser Stadt ist schon länger Teil dieses Netzwerkes –
aktiv  in  Bürgerbündnissen,  AfD  und  CDU.  Für  uns  nichts
wirklich Neues.

Braune Fluten kommen vielfältig daher. Nicht nur politisch. Im
Januar versanken weite Teile Norddeutschlands unter braunen
Fluten nach Dauerregen. Wiedermal ein Jahrhunderthochwasser.
Eins von Vielen in diesem Jahr, dem wärmsten Jahr seit über
150 Jahren. Auch nichts Neues. Jahr für Jahr neue Höchstwerte.
Mehr Sandsäcke sind keine Lösung.

Das  ewige  Verschieben  von  zukunftsträchtigen  Entscheidungen
prägt das Jahr und die Politik im Staat, dem Land und der
Stadt. Oder wie es Tadzio M. formuliert: „Wir leben in einer
Verdrängungsgesellschaft“.

Während selbst Dubai im April nach extremen Niederschlägen
unter  Wasser  steht,  das  Saarland  im  Mai  ein
Jahrhunderthochwasser erlebt, im Juni im Mekka bei über 50 °C
mehr als 1300 Pilger sterben und weitere Niederschläge andere
Teile Süddeutschlands unter Wasser setzen, schwadroniert der
Oberbürgermeister Schubert und sein Kämmerer Exner über die



„Verschiebung der Wärmewende“. Es ist kein klimapolitischer
Luxus aus der fossilen Energieversorgung auszusteigen, sondern
eine  Notwendigkeit,  auch  eine  sozialpolitische  und
wohnungspolitische.

Im September erreichen die braunen Fluten die noch stehen
gebliebenen  Elbbrücken  und  den  Landtag  von  Dresden.  Den
Landtag Erfurts ebenso. Später auch Potsdam. Zeitgleich stehen
weite  Teile  Rumäniens,  Tschechiens,  Polens  und  Österreichs
unter Wasser. Aus blau wird braun. Ewiges Zögern und Leugnen
werden zum sichtbaren Problem. Hochwässer und Wahlerfolge als
blau-braune Warnsignale. Sie zeigen einerseits die Ignoranz
des Westens gegenüber den Ostdeutschen ebenso wie die Ignoranz
gegenüber den gravierenden Folgen des Klimawandels. Im Oktober
stehen nicht nur dem VW-Konzern und der „Ampel“ in Berlin das
Wasser bis zum Hals, sondern auch die Sahara unter Wasser.
Ende  Oktober  folgen  Frankreich,  Italien  und  Spanien.  Die
Bilder von Valencia werden neben den Zerstörungen im Gaza-
Streifen zu „Bildern des Jahres“. Wer hinschaut und bereit ist
zu analysieren sieht, dass unser Wirtschaftsmodell gescheitert
ist.  Günstige  fossile  Rohstoffe  einführen,  die  teuren
Fertigprodukte  wie  Verbrennerautos  ausführen  und  sich
ansonsten von Billigprodukten aus der ganzen Welt versorgen zu
lassen – und gleichzeitig ausblenden, wie die im globalen
Süden produziert werden – dieses Modell fällt uns jetzt auf
die  Füße.  Und  die  gesellschaftlichen  Eliten  haben  keine
Ahnung, wie sie diese Krise meistern sollen – in den USA
genauso wie im Bund oder eben auch in Potsdam.
Statt dessen hecheln sie den „blau–braunen Fluten“ hinterher
und hoffen, dass gestern wieder heute wird. Früher war alles
besser – natürlich nicht.

Ein weiteres Jahr der Immobilienspekulation

Deshalb zeigt sich diese Krise natürlich auch und besonders
auf dem sogenannten „Wohnungsmarkt“. Der Bund wollte pro Jahr
400.000 Wohnungen bauen. Ziel wurde weit verfehlt. Die Pro
Potsdam schrieb noch im Januar „Wir haben 1.000 Wohnungen in



der Planung und im Bau – ganz gegen den Trend! Während andere
ihre  Bauprojekte  verschieben,  bauen  wir  weiter.  Auch  in
Zukunft  wollen  wir  möglichst  viele  Potsdamer*innen  mit
bezahlbaren Wohnungen versorgen.“ Vor wenigen Tagen hieß es
„Der Neubau von 620 sicher geglaubten neuen Wohnungen für die
Landeshauptstadt  ist  vorerst  verschoben  oder  generell  in
Gefahr.“

Seit mehreren Jahren haben wir einen SPD-Bundeskanzler, einen
SPD-Ministerpräsidenten und einen SPD-Oberbürgermeister, eine
SPD-Bauministerin, die (fast) alle in Potsdam wohnen – und die
sozialen sowie wohnungspolitischen Verhältnisse haben sich –
außer  für  große  privatkapitalistische  Wohnungsunternehmen  –
verschlechtert; besonders natürlich für Mieter*innen.

Die Kaufkraft ist in Potsdam 2024 erneut gesunken, da hohe
Mieten  und  Kosten  die  ohnehin  geringen  Löhne  auffressen.
Stattdessen gewinnt die Stadt Potsdam immer neue Preise und
steigt in den Rankings für die höchsten Grundstückspreise, für
die  Mietsteigerungen  bei  Angebotsmieten,  bei  Preisen  für
Eigentumswohnungen und Vieles mehr. Wir sind Spitzenreiter –
nur  sind  dies  für  die  Menschen  in  unserer  Stadt  allesamt
schlechte Nachrichten.
Das viele billige Geld der letzten Jahre ist auch in Potsdam
in Immobilien und nicht die Realwirtschaft geflossen – mit
verheerenden Folgen.

Wir haben auch für 2024 einmal unsere Besucher*innenzahlen
ausgewertet (siehe Grafiken):
Unser kleines Redaktionsteam kam insgesamt auf 48 Beiträge –
etwas weniger, als 2023.

Und  trotzdem  sind  die  Besucher*innenzahlen  auf  der  Seite
erneut gestiegen:
2022: 16.000

2023: 18.000

2024:  20.000  (genau  19.746  Besuche  der  Webseite  bis



Weihnachten).

Immer öfter beziehen sich die Tageszeitungen der Stadt auf
unsere Recherchen und Beiträge.
Bei der Abschlussveranstaltung zum neuen „Wohnungspolitischen
Konzept“  bekamen  wir  sogar  Lob  vom  Oberbürgermeister.
Inzwischen  ist  klar:  Der  Aufwand  für  Dialogforen  und
Werkstätten, eine umfangreiche Evaluation des alten und neuen
Konzeptes,  alle  unsere  Beiträge  waren  umsonst.  Die  Stadt
Potsdam wird die geforderten Stellen für die Umsetzung nicht
besetzen,  es  bleibt  viel  Papier,  was  wir  und  andere
beschrieben  haben  –  wieder  einmal.

Zu  den  Topbeiträgen  gehörten  auch  in  diesem  Jahr  unsere
Recherchen über die Geschäftsmodelle von Immobilieninvestoren.
Ganz vorne wieder der Immobilienspekulant Ioannis Moraitis,
dessen  Häuser  in  der  Siefertstraße  inzwischen
zwangsversteigert werden und dessen großes Bauprojekt mit dem
Oberlinhaus längst auf Eis liegt.

Auch die Artikel zum Wohnungskonzernen Vonovia und der KW
Development – Jan Kretzschmar – wurden oft gelesen. Und mit
der  Berichterstattung  über  die  Vorgehensweisen  des
Immobilienunternehmers W. Kirsch in Babelsberg haben wir mit
Sicherheit einen Beitrag dafür geleistet, dass dieser endlich
nicht mehr in der Stadtverordnetenversammlung vertreten ist.

Und noch einen Erfolg können wir für 2024 verbuchen:
Wir  haben  das  Berufungsverfahren  gegen  den  Investor  M.
Zeligman gewonnen.
Auf dem ehemaligen RAW – Gelände darf inzwischen trotzdem
gebaut werden. Was da aber passiert und wer dieses unnütze IT-
Centrum jemals nutzen wird bleibt völlig unklar – wie selbst
der Investorenvertreter M. Nauheimer zugeben musste. Es gibt
natürlich  keine  asiatischen  Ankermieter  –  wie  wir  immer
vorausgesagt hatten.

2024 ging es oft auch um die Freiräume in dieser Stadt – wir



haben den Kämpfen um das Kuze, den Staudenhof und die Datscha
Raum  gegeben,  haben  die  Statements  der  Aktivist*innen
veröffentlicht und über kreative Aktionen berichtet. Kuze und
Datscha sind noch da und viele Beiträge oft angeklickt und
gelesen!

Auch der Ungeist von Potsdam ist noch da. Nicht nur in der
Villa Adlon. Es gab Protestaktionen anlässlich der Eröffnung
der Kapelle der alten Militär- und neuen Garnisonkirche am
01.04.2024 und gegen die offizielle Eröffnung des Turms der
Garnisonkirche am 22.08.2024. Am 1. April wurde deshalb das
„Schwarzbuch  Garnisonkirche  Potsdam“  vom  Lernort
veröffentlicht.  Am  22.August  sprach  sich  selbst  der
Bundespräsident und Schirmherr des Garnisonkirchen – Projektes
für den Erhalt des benachbarten Rechenzentrums und somit gegen
den Bau des Kirchenschiffes aus. Mittlerweile hat sich auch
die Mehrheit der Stadtverordnetenversammlung für den Erhalt
des Rechenzentrums ausgesprochen.

Parallel dazu entsteht das überteuerte KreativQuartier, das
inzwischen  auch  durch  eine  private  Versicherungsgruppe
getragen  wird.  Über  Verstrickungen  von  Bauwirtschaft  und
Sportvereinen  in  Potsdam  berichten  wir  in  2025.  Den
olympischen Gedanken – dabei sein ist alles – hat OBM Schubert
scheinbar falsch verstanden. Ein OBM muss nicht bei jedem
sportlichen Event der Stadt nebst Gattin dabei sein. Auch
nicht, um sich zu repräsentieren.

Das Jahr 2024 endet deshalb in Bezug auf den Oberbürgermeister
Schubert mit der Feststellung der Wählergruppe DIE aNDERE: „…
Ausschlaggebend für unsere Entscheidung zur Erarbeitung eines
fraktionsübergreifenden  Abwahlantrages  ist  allerdings  der
Totalausfall als Leiter der Stadtverwaltung. Mike Schubert hat
noch  nicht  verstanden,  dass  die  wichtigste  Aufgabe  des
Oberbürgermeisters  nicht  die  Absolvierung  von
Repräsentationsterminen  ist,  sondern  die  Organisation  der
Stadtverwaltung.  Seit  seinem  Amtsantritt  wurden  im  Rathaus
zahlreiche  zusätzliche  Personalstellen  geschaffen.  Dennoch



befindet  sich  die  Stadtverwaltung  in  einem  katastrophalen
Zustand und ist in vielen Bereichen nicht mehr in der Lage,
ihre  Kernaufgaben  in  akzeptabler  Qualität  und  angemessenen
Fristen zu erledigen.

Wir können nicht einmal mehr politische Gründe dafür finden,
Mike Schubert im Amt zu belassen. Bei der Umsetzung des SVV-
Beschlusses  gegen  die  Einführung  der  Bezahlkarte  für
Geflüchtete oder bei der Finanzierung der Wärmewende hat Mike
Schubert sich schließlich nicht durch besonderes Engagement
hervorgetan und das Feld eher tatenlos seinen Beigeordneten
überlassen.  Stattdessen  drängt  er  der  Stadt  eine  zutiefst
ungerechte Haushaltsdiskussion auf, die vor allem auf Kosten
der  sozialen  Infrastruktur  und  der  kulturellen  Angebote
geführt wird. …“

Uns erwartet mit 2025 also ein weiteres Wahljahr. Also ein
Jahr der haltlosen Versprechen, der politischen Untätigkeit
und Ignoranz der Macht.
Es bleibt also dabei: Alles müssen wir selbst machen. Und
genau das versprechen wir Euch: Wir bleiben dran. Im Herbst
haben wir uns Mut und Motivation in Barcelona geholt. Wir
haben  erlebt,  was  möglich  ist,  wenn  sich  Menschen
organisieren,  Nachbarschaften  zusammenfinden,  Widerstand
geleistet wird. Das ist unsere Stadt und dafür setzen wir uns
auch im nächsten Jahr ein.

Wir wünschen Euch „trotz alledem und alledem“ ein gutes neues
Jahr.

P.S.: Und von der bezahlten bürgerlichen Presse wünschen wir
uns viel mehr Mut und wirklich investigative Arbeiten.




